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Ein ungewisser Übergang:
Anmerkungen zu Folgen der
Poststrukturreform, die sich
hätten vermeiden lassen
I. Die Problematik
Es dürfte kaum Bundesbürger oder sonst im Inland ansässige
'Personen geben , die nicht wenigstens zuweilen mit der Deut-
schen Bundespost in Kontakt kommen. In Anbetracht von
Geweils im Jahre 1988) 13,8 Mrd. beförderten Brief- und
254,4 Mio. Paketsendungen, 28,4 Mio. Telefonanschlüssen,
4,6 Mio. Postgiro- und 22 Mio. -sparkonten lassen sich derar-
tige Rechtsbeziehungen durchaus als alltägl ich qualifizieren' .
In derartigem Massenverkehr kommt es freilich mehr noch als
sonst auf Klarheit über die Qualität der bisher als Benutzungs-
bzw. Teilnehmerverhältnisse bezeichneten Regeln an. Seit
dem 1. Juli 1989 ist jedoch eher das Gegenteil der Fall. Die
hierfür maßgeblichen Gründe sollen im folgenden dargestellt
und auf ihre Bedeutung über den konkreten Anlaß hinaus be-
fragt werden.
11. Zur Rechtsnatur der Beziehungen zwischen
DBP und Kunden
1. Das Gesetz zur Neustruktunerung des Post- und Fern-
meldewesens und der Deutschen Bundespost (Poststruktur-
gesetz) vom 8. Juni 19892 ist seinem Art. 7 zufolge am 1. Juli
1989 (0 Uhr) in Kraft getreten. Diese nach Art . 2 11 1 GG
-getroffene Bestimmung bezieht sich uneingeschränkt auf alle
sechs vorausgehenden Artikel. Sie gilt somit ebenfalls für die
in Art. 5 PostStruktG dem Bundesminister für Post und Tele-
kommunikation erteilte Ermächtigung, den Wortlaut des
-(durch Art. 2 PostStruktG) geänderten Postqesetzes" sowie
-des (durch Art. 3 ebd . modifizierten) Femmeldeanlagengeset-
zes' neu bekanntzumachen. Diese Befugnis schließt auch,
aber eben auch nur das Recht mit ein, die Paragraphen und
ihre Untergliederungen mit neuen durchlaufenden Ordnungs-
-zeichen zu versehen (Art.5 S.2). Hiervon ist allerdings kein
Gebrauch gemacht worden . So klafft jetzt beispielsweise eine
Lücke zwischen § 25 und § 27 PostG, und nach § 5 FAG fol-
gen wie bisher §§ 5a-5e, nicht etwa ein in § 6 umgegossener
§ 5a (a. F.). '
2. Die Neufassungen des PostG und des FAG, beide vom
3. Juli 19895, enthalte n in ihren Texten keine gesonderte
Bestimmung mehr über ihr Inkrafttreten. Für ihre schon bis-
lang geltenden Normtexte bleiben weiterhin die ursprüng-
lichen Regelungen in Geltung , also § 30 I PostG ' , bzw. hin-
sichtlich des FAG zuletzt Art. 323 11 i. V. m. Art. 262 EGStGB7.
Ein Vorspruch des BMPT vermerkt freilich , es werde die seit
1.Juli 1989 geltende Fassung bekanntgemacht. Dies ent-
spricht der Regelung in Art . 7 PostStruktG.
Darüber hinaus verweisen aber zum einen der letzte Satz des
Vorspruchs zur jeweiligen Neubekanntmachung wie zum
anderen eine Fußnote zum Abdruck von § 7 PostG sowie von
§ 9 FAG im BMPT-Amtsblatt" darauf, hinsichtlich des "Wirk-
samwerdens" dieser -Bestimmungen (und zudem des § 27
PostG n.F.) sei die "Übergangsvorschrift" des § 6511I1 Post-
VerfG maßgeblich.
3. Dort wiederum ist festgelegt, die genannten drei Vorschrif-
ten gälten "nach Maßgabe der Regelungen des Abs. 1", § 65
PostVerfG - "Aufhebung von Rechtsverordnungen" über-
schrieben" - besagt nun in diesem, seinem ersten Absatz, die
nach dem außer Kraft getretenen (§ 66 Nr. 1 PostVerfG) Post-
VerwG'o erlassenen Rechtsverordnungen - insbesondere
Benutzungsordnungen11 sowie die Posthaushaltsordnung12
- blieben längstens bis zum 30. 6. 1991 (24 Uhr) in Geltung.
Sie können aber noch bis zum 30. Juni 1990 vom BMPT (und
nicht etwa allein von der Bundesregierung, s. § 30 1.Post-
VerIG) abgeändert werden. S. 1 ist dabei weithin klarstellen-
der Natur, gelten doch die auf Grund eines zum Zeitpunkt
ihres Erlasses wirksamen Gesetzes normierten Rechtsver-
ordnungen auch nach Wegfall dieser Ermächtigungsgrund-
lage fort, falls bei deren Aufhebung keine anderweitige Rege-
lung erfolgt ist". Der gestaltende Inhalt des Eingangssatzes
erschöpft sich mithin in der Befristung der weiteren Geltung
der Benutzungs- (und GebÜhren)ordnungen. S.3 hat wohl
Überhaupt nur deklaratorischen Charakter. Hingegen bringt
die Abänderungsbefugnis des Ministers (S.2) eine wesent-,
liehe, wenngleich zeitlich begrenzte Verschiebung der bisheri·
gen Kompetenzverteilung im Post- und Telekommunikations-
bereich: Gem . § 12 I Nr. 4 PostVerwG war es Aufgabe des
Verwaltungsrates (s. §§ 5ff. ebd.), über "die Bedingungen für
die Benutzung der Einrichtung des Post- und Femmelde·
wesens einschI. der Gebührenbemessung" zu beschl ießen".
Dieses Gremium bleibt aber nach dem 1. Juli 1989 nur "inso-
weit" im Amt, als es um die Wahmehmung der Rechte und
Pflichten der drei Unternehmens-Aufsichtsräte (§§ 3 11, 16ff.
PostVerfG) geht, und längstens bis zum 31. Dezember des
Jahres (§ 62 I 1, 2 PostVerfG). Somit besteht - allein kraft der
neuen gesetzlichen Ermächtigung - zugunsten des BMPT
eine weder durch Mitwirkungsrechte anderer Stellen , von der
nach Art.80 11 GG als Regel geforderten Zustimmung des
Bundesrats ganz zu schweigen, noch durch Verfahrensmoda-
litäten oder gar durch nähere inhaltliche Vorgaben begrenzte
Befugnis zur Verordnungsgebung. Die einzige Schranke (des
"Ausmaßes") liegt im notwendigen Bezug auf die bis zum
30. Juni 1989 schon in Kraft gesetzten, untergesetzlichen /
Vorschriften, denn gestattet ist allein , sie "abzuändern" . Den
. ,
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Anforderungen des Art.80 I 2 GG wird durch eine derartige
Blankettbestimmung jedoch schwerlich genügt" .
4. Auch nach dem 1. Juli 1989 ist es bis auf weiteres nicht
zulässig, von den einstweilen fortge~enden Benutzungsord-
nungen abweichende Rechtsbeziehungen zwischen DBP
(-Untemehmen) und Kunden zu begründen. So wenig für die
Deutsche Bundespost bis dahin Vertrags-Abschlußfreiheij be-
stand, woran sich auch in Zukunft nichts ändern wird (§§ 8
PostG, 7, 8 FAG'·), so wenig ist jedenfalls vorerst Vertrags-
Inhaltsfreiheit vorgesehen. Selbst nach der (ggf. vorzeitigen)
Aufhebung der Benutzungs(- und Gebühren)ordnungen wird
der letztgenannte Aspekt von Privatautonomie nicht allgeme in
in Betracht kommen (müssen) . Denn soweit den drei Unter-
nehmen durch Rechtsverordnung der Bundesreg ierung unter
Beteiligung des neuen Infrastrukturrates (§ 34 111 Nr. 1 Post-
VerlG) Pflichtleistungen I.S. d. § 25 11 PostVerfG auferlegt
werden (sollten), können auch weiterhin sowohl Vertragsab'
schlu8 als auch Vertraqsinhatt einseitig-hoheitlich vomormiert
werden, wiederum durch Rechtsverordnungen der Bundes-
regierung, die hierzu zwar nicht der Zustimmung des Bundes-
rates (§§ 30 I, 58 PostVerfG), wohl aber der Billigung des
hälftig aus dessen Vertretem gebildeten Infrastrukturrates
bedarf (§ 34 111 Nr.2, VI PostVerfG) . Lediglich im Bereich der
davon nicht erfaßten . freiwilligen' Leistungen" der Unterneh-
men würde (theoretisch) den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen' · eine Individualabrede vorgehen, da § 4 AGBG
Anwendung findet (s. Art. 4 Nr. 8 PostStruktG). Nur soweit es
künftige . Rahmen'-Verordnungen zulassen - und sei es nur
negativ, durch fehlende Bestimmung zur Pflichtleistung - ,
kann also ein DBP-Untemehmen bei der Ausgestaltung des
Inhalts seiner Kundenbeziehungen verschiedenen Privaten
gegenüber unterschiedliche Abmachungen treffen , auch dies
aber nur unter Beachtung verlassungskräftiger (Art . 3 I GG)
und anderer normativer Anforderungen, vorab des § 4 Post-
VerfG'·.
5. § 65 111 1 PostVerlG sieht jedoch keineswegs vor, daß die
Beziehungen zwischen DBP(-Untemehmen) und Neu-,Kun-
den' vorübergehend noch öffentlich-rechtlich blieben.
a) Der Wortlaut der Vorschrift verwendet die Formulierung
. gelten' im Präsens, nicht das im Vorspruch der Neubekannt-
machungen gebrauchte , offenbar als Futur eingesetzte . wer-
den wirksam". Beide Sätze des § 65 PostVerfG beziehen sich
zudem, dem postulierten Charakter einer Übergangsvorschrift
(11. Abschnitt des PostVerfG) gemäß, auf unterschiedliche
Zeitpunkte der Begründung von Rechtsbeziehungen zur DBP
bzw. ihren Untemehmen: Die bereits vor dem 1. Juli 1989
eingegangenen, daher öffentlich- rechtlich entstandenen Alt-
•Benutzungs'-Verhä~nisse werden unmittelbar kraft gesetz-
licher Anordnung (des S.2) in privatrechtliehe Beziehungen
umgewandelt. Die hingegen erst nach dem Inkrafttreten des
PostStruktG geschlossenen neuen, . Kunden'-Beziehungen
sind sowohl nach PostG als auch nach FAG neuer Fassung
von Anfang an privatrechtlicher Art (S.l ebd.) . Gegen die
Rückkehr vom verwaltungs- zum zivilrechtlichen Schuldver-
hältnis20 zwischen DBP(-Unternehmen) und Benutzern/Kun-
den ist grundsätzlich übrigens nichts zu erinnern. Jedenfalls
der parlamentarische Gesetzgeber darf einen solchen hier
gewiß , wesentlichen' , weil für die Allgemeinheit bedeutungs-
vollen Wechsel der Handlungsformen anordnen, allenfalls
muß er dies, wie geschehen , explizit tun21•
b) Die Aussagen des § 65 111 PostVerfG gelten jedoch . nacn
Maßgabe des' § 65 I PostVerfG . Diese Relativierung betriftt
aber nicht den generellen Übergang zu privatrechtlicher
Benutzung, also den Formenwandel, sondern den Inhalt
Dafür ist bis auf weiteres das bestehende Verordnungsrecht
maßgeblich , und zwar ohne Abstriche, was den vor dem
1. Juli 1989 niedergelegten Umfang des Dienstleistungs-
angebots betrifft (§ 65 11 PostVerfG).
c) Soweij sich aus der Begründung des Regierungsentwurfs
(zu § 60 PostVerfGEntw.) etwas Anderes ergibt - die Vorlage
der Referenten enthielt noch keine entsprechende Vor-
schritf2 - , so kann dem bereits nach allgemeinen Grundsät-
zen der Gesetzesauslegung keine ausschlaggebende Bedeu-
tung zukommen. Das fertige Gesetz kann klüger sein als
seine Verfasser. Im übrigen heißt es in diesen Materialien nur
lapidar, soweit für die Kunden-Beziehungen noch die bisheri-
gen Benutzungs- und Gebührenordnungen gälten, seien die
Rechtsverhä~nisse weiter öffentlich-rechtlicher Natur. Diese
Feststellung ist unrichtig, zumindest aber mißverständlich. Sie
vermengt nämlich zwei voneinander zu unterscheidende Ge-
sichtspunkte. Es ist weder rechtlich undenkbar noch im gel-
tenden Recht auch nur völlig außergewöhnlich, daß Verträge
der öffentlichen Hand lediglich unter bestimmten, allein diese
· Partei bindenen rechtlichen Voraussetzungen abgeschlossen
werden (dürfen). Zwar betriftt dergleichen in erster Linie
Zuständigkeiten und Verfahren (bsp. der Auftragsvergabe23) , '
aber auch öffentliche Unternehmen können nur im Rahmen
ihrer (anders als bei Privaten) hoheitlichen AufgabensteIlung
· überhaupt rechtswirksam handeln, sich rechtsgeschäftlieh
verpflichten. Gewiß ist es nicht die Norm, wenn auf der Seite '
der DBP(-Untemehmen) vorerst weder Vertrags-Abschluß-
noch Inhaltsfreiheit besteht. Wenn aber künftig Pflichtleistun-
gen verordnungsmäßig ausqestaltet werden, gilt dafür auch
nichts Anderes. Trotzdem kann dann nicht (mehr) zweifelhaft
sein, daß die geschlossenen Verträge trotz des Kontrahie-
rungszwangs für die eine Seite privatrechtlicher Art sind, kraft
der ausdrücklichen Bestimmung durch den Gesetzgeber.
d) Auch für die Deutsche Bundesbahn als das zweite große
Sondervermögen des Bundes legen § 453 HGB (I.V. m. §§ 1,
2 AEG, § 1 BBahnG)" eine Güter- und die aufgrund der
§§ 456, 460 HGB erlassene EVa>' in ihrem § 3 eine Perso-
nen-Beförderungspflicht fest , die außer unter den Prämissen
des § 2 EVa zwingend durch ministerielle Rechtsverordnung
· ausgesta~et ist. Gleichwohl ha~en Rechtsprechung und herr-
15 Auch die Gewährleistung des § 65 11 PostVerfG betrifft nicht Inhalt oder
Zweck der Ermächtigung , sondern begrenzt ebenfalls nur quantitativ (vgl.
Ramsauer. aaO., Rdnr.42).
10 S. bereits Gram/ich , WM 1989, 5 .973 (979) .
17 SOweit allerdings § 1 PastG den Bestand bestimmter . Dienste" gewähr-
leistet, kann es nur um den Umfang der jeweils erbrachten Leistungen
gehen.
l' .Als erstes Beispiel s. die in der Anlage zur BMPT-Vfg. Nr. 739 (ABI. Nr. 81
vom 24 . 7. 1989. 1485) veröffentlichten AGB der Deutschen Bundespost
TELEKOM; Instandhaltung von TelexendsteIleneinrichtungen. Vgl. §§ 7.
' 6 ff. TKO.
11 Zu befürchten steht freilich. daß sich diese ..Leitungsgrund sAtze· als magi- .
sches Vieleck entpuppen. aus dem ebensowenig konkrete Handlungsan-
weisungen talgen wie aus § 1 StWG.
20 Zu früher vertretenen Qualifizierungen nur RGZ 60, S.2411. einerseits ,
RGZ 161, S.174ff. zum anderen .
21 Näher dazu Gramfich, BB' 1990 (i. E.).
22 In deren Fassung (März 1988, Typoskr.) war als § 60 lediglich die dem
nunmehrigen § 65 I 2 PostVertG entsprechende Aufhebungs- und Abände-
rungsbetugni s des BMPT vorgese hen.
23 S. nur § 31 PostVerwG i. V. m. § 55 PostHO; § 3911, 111 PostVerfG .
M Allgem . Eisenbahngesetz vom 29. 3.1951 (8G B!. III 930-1 ); Bundesbahn-
geselZ vom 13. '2. ' 951 (BGBI. 1II 931-1 ).
2S Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. 9. 1938 (abged r. bei: Baumbachl
DudenlHopt. HOB. Anhangzu§ 4601.
schende Lehre an der privatrechtlichen Natur dieses Trans-
portvertrages fest'". Weiterhin sind die Allgemeinen Bedin-
gungen, zu denen Energieversorgung suntemehmen (§ 2 11
EnWG) nach § 6 I dieses Gesetzes27 jedermann an ihr Ver-
sorgungsnetz anzuschließen und zu versorgen haben, Be-
standteil des ebenfalls dem Zivilrecht zugeordneten28 Versor-
gungsvertrages (§§ 1 I 2 AVBEltV, AVBGasV29) . Schließlich
ermächtigt - insoweit fast wortg leich mit § 7 11 EnWG und § 30
I PostVerfG - § 27 AGBG30 zur Ausgestaltung allgemeiner
Bedingungen des privaten wie des öffentlichen Rechts (S. 3)
für die Wasser- und Femwärmeversorgung . Auch hier redu-
ziert eine Rechtsverordnung die Vertragsf reiheit ihrem Inhall
nach." Die differenzierte Formulierung des Gesetzes selbst
wie die Bekräftigung in §§ 35 AVBFemwärmeV , AVBWasserV
machen jedoch deutlich, daß damit nicht etwa auch privat-
rechtliche Vertragsbeziehungen überhaupt ausgeschlossen
werden soll(t)en.
e) Soweit Vorbehalts-, "Monopol" -Rechte der DBP(-Unter-
nehmen), z.B. nach § 2 I PostG, oder auch des BMPT, etwa
nach § 3 PostG bzw. § 1 (V) FAG, tortbesteherr" , stellt sich
allerdings noch die Frage, ob auch dann , wenn zumindest de
facto und partiell ein Benutzungszwang herrscht, die so be--
gründeten Beziehungen gleichwohl noch dem Privatrecht zu-
gewiesen werden können33• Von Rechts wegen verbietet der
staatliche Ausschließlichkeitsanspruch jedoch nur (private)
Konkurrenz, nicht aber nötigt er zu einer Inanspruchnahme
von (postalischen) Dienstleistungen. Ein Sonderrecht der
öffentlichen Verwaltung liegt daher insofem nicht vor, dem
Gesetzgeber verbleibt die Möglichkeit, das Privatrecht als
Handlungsform zu wählen"'.
f) Auch Sinn und Zweck der Übergangsvorschrift des § 65 111
PostVerfG streiten für das aus der grammatika lischen Inter-
pretation gewonnene Ergebnis. Im PostStruktG fehlt gerade
eine Unterscheidung zwischen einem allgemeinen Inkralllre-
ten und dem späteren Wirksamwerden einzelner Vorschriften.
Würde ein Übergang zu privatrechtlichen Kundenbeziehun-
gen erst mit der jeweiligen Aufhebung einer Benutzungsord-
nung erfolgen, so ergäbe sich daraus fast zwangsläufig eine
Rechtszersplitterung zwischen den drei DBP-Untemehmen,
wenn nicht gar zwischen einzelnen von ihnen künftig erbrach-
ten Dienstleistungen. Dieser negative Effekt könnte vermie-
den werden, wenn zum 1. Juli 1989 generell der Wechsel zur
privatrechtlichen Kundenbeziehung eingetreten ist. Auch für
vor den Verwaltungsgerichten bereits anhängige Rechtsstrei-
tigkeiten (auf Grund von § 26 1PostG a.F .35 ) wäre so Klarheit
geschaffen, weil dafür § 90 111 VwGO eingreift"S". Andernfalls
könnten auch noch mit nach dem 1. Juli 1989 begründeten
"Benutzungs"-Verhältnissen statt der ordent lichen (§ 13 GVG
bzw. Art. 34 S. 3 GG, § 40 11 1 VwGO) die allgeme inen
Verwaltungsgerichte befaßt werden. Die durch Streichung
des § 26 PostG a. F. erreichte Verbesserung, wenn auch nicht
völlige Beseitigung der Rechtsweg-Aufspaltung würde unnö-
tig hinausgeschoben. Allerdings betrillt der hiermit erreichte
Gewinn an Rechtsklarheit lediglich das Verhältnis von
DBP(-Untemehmen) und Kunden/.Benutzem". In anderen
Situationen bleibt wie bisher der Verwaltungsrechtsweg nach
§ 40 11 VwGO eröffnet , etwa für eine Befreiung vom Beförde-
rungsvorbehalt im Einzelfall nach § 2 IV PostG, eine Verfei-
hung der Befugnis zur Errichtung und zum Betrieb einzelner
Femmeldeanlagen (§ 1 I 1 FAG) nach § 2 I FAG oder bei
Planfeststellungen nach §§ 7 ff. TWG"'. Selbst das Untemeh-
men POSTDIENST wird im Rahmen des § 16 PostG n.F. -
betr. Postzustellungs- und -protestaufträge37 - weiterhin
hoheitlich tätig, mit der Folge, daß auch die Konsequenzen
plliChtwidrig~m Verhaltens nach wie vor als Fall der
(beschränkten, § 11 I PostG) Amls -lStaatshaftung anzusehen
sind38• Eine kaum einleuchtende Divergenz zwischen TELE-
KOM einerseits, POSTDIENST und -BANK zum andern dürfte
endlich eher zufällig für die erste Stufe des Kontakts, das
"Ob" der Zulassung zur Benutzung von Unternehmensein-
richtungen 39 aufbrechen : Für den ersten Fall enthält § 9 I 2
FAG eine aufdrängende Sonderz uweisung an die Zivilge-
richtsbarkeit", für die beiden anderen fehlt eine Entsprechung
in § 7 PostG. Damit aber greift für diese letzteren Rechtsstrei-
tigkeiten verwaltungsrechtlicher Art die Generalklausel des
§ 40 11 VwGO ein.
g) Soweit Beziehung en zwischen (DBP-)Unternehmen und
Kunden bestehen oder neu begründet werden , erübrigt sich
künftig wenigstens eine Frage , nämlich danach , inwiefem
trotz der Ausnahme in § 2111 Nr. 4 VwVfG hierauf verwaltungs- .
verfahrensrechtliche Grundsätze Anwendung finden können
oder gar müssen". Seinem § 1 I zufolge bezieht sich das
VwVfG nämlich einzig auf öffentlich-rechtliche Verwaltungs-
tätigkeit.
h) Schließlich kann die beschriebene Vorgehensweise des
BMPT auch nicht als "authentische" Gesetzesauslegung 42
verstanden bzw. gerechtfertigt werden. Hierzu wäre allein der
parfamentarische Gesetzgebe r befugt. Sowohl im Vorspruch
zu den Neubekanntmachungen als auch in den Fußnoten zu
deren Abdruck im Amtsblatt wird daher ohne rechtliche
Grundlag e die Geltung eines förmlichen Gesetzes in Frage
gestellt. Die hierin an den Tag tretende Kompetenzüber-
schre itung eines Organs der vollziehenden Gewalt zulasten
der Legislative verstößt gegen das Prinzip der Gesetzmäßig -
keit der Verwallung (Art. 20 111 GG). Sie sollte schleunigst
korriqlert werden .
6. Solange dies nicht geschehen ist, resultiert daraus zuvör-
derst für alle Postbediensteten (s. § 46 I, 11 PostVerfG) das
Problem , was für sie maßgeblich ist, die gesetzliche Regelung
oder die davon abweichende Ansicht "ihres" . Ministers.
Dienst-, speziell beamtenrechtlich43 gilt hier die Gehorsams-
2lI Vgl. ebc., § 4531Anm. 2. C.: RUIner, in: frichsenlMartens (Hrsg.) AJlgern.
Verw altungsrecht ('1988), 5 . 528.
v Gesetz zur FOrderung der Energiewirtschaft vom 13. 12. 1935 (8G 8I. 111
752-1 ).
21 Vgl . Danner. in: Das Deutsche Bunclesrecht. Vorbem. zu AVBEttVI
. AVBGasV.
IS va Ober Allgemeine Bedingungen für die Elektrizitäts-IGasversorgung von
Ta rifkunde n vom 21. 6. 1979 . 8GB!. I. 684 bzw. 676 .
3D Der vorausgehende § 26 enthielt die Neufassung des § 7 11 EnWG.
31 Die Rspr. des BVer1G wie des BGH hat daran keinen Anstoß genommen;
vgl. PaJandt (IHeinrichs). 8G B. §§ 26,27 AGBGlA nm. 1.
32 Zur bisherigen Rechtslage etwa Herrmann, Die Deutsche Burdespost
(1986). s.174ff.
33 Vgl. Sa/zwede/, in: Erichsen/Martens, aaO ., S.464.
34 "Freiheit der Formen waht" : vgl. Erichsen, ebd., S.356 ft.
35 Vgl. Eidenmüller, Post- und Fem meldewesen - Komm ., § 26 PostGIAnm . 1.
:& So bis QVG Koblenz, 20 . 10. 1989 (6 A 73) 89.
35 Telegraphenwege-Gesetz vom 18. 12. 1899 (BG81. 111 902 1·1); femeretwa
im Falle des § 56 PostVerlG .
" Vgl. §§ 391. Pos lO (vom 16. 5. 1963 , 8G BI. I. 341). mehrt . geänd .
:JI Zum alten Recht s. Bdenmül/er, aaO., § 16 PostGfAnm. 7.
3D Vgt. Battis, Allgemein. Verwaltungsrecht (1985), 5 .2141.
~ Die Begrü ndung für diese erst wAhrend der~tarische" Beratun--
gen vorgenommene Maßnahme trifft alle Unternehmen gleichen'naßen
(s. BT-Drs. 1114316 vom 7. 4. 1989, 88).
. , Vgl. Eidenmül/er, eao.. § 1 PostG/1-linw.
.:oz Dergle ichen gehOrt primär ins Völkerrecht ; vgl. Art. 31 (3) (a) der WI8f'lBf
Konvention über das Recht der VertrAge 1969 .
Q Überein stimmend damit §511TV Ang DBP, §4 a I1TV Arb OBP.
pflicht nach § 55 S. 2 BBG. Wird jedoch das Remonstration s-
recht zutreffend im Einklang mit dem Gesetzeswortlaut (§ 56
11 1 BBG) als Verpflichtung verstanden , so bliebe hier nach
zweifacher Bestätigung durch Vorgesetzte (§ 3 11 2 BBG) nur
die (Zwischen-)Lösung, daß zwar die eigene Verantwort lich-
keit des Beamten entfiele (§ 56 11 3 Hs. 2 i. V. m. I BBG), die
dienstliche Anordnung aber ausgeführt werden müßte.
Gerichte freilich sind nur dem Gesetz unterworfen (Art. 97
I GG). Sie könnten daher selbständig und -verantwortlich
(auch) über die zeitliche Geltung der §§ 7, 27 PostG, 9 FAG
befinden'"". Werden die insoweit nicht mehr zuständigen
Verwaltungsgerichte gegen belastende Maßnahmen der
DBP(-Untemehmen) angerufen , so hätten diese eine Verwei-
sung nach § 41 111, IV VwGO anzuregen und einem entspre-
chenden Antrag des Klägers nachzukommen, ohne daß
diesem aus solchem Umweg Kosten entstünden (§ 155 IV,
VVwGO).
111, Ausblick
1. Den Kunden der Post-Untemehmen endlich entsteht so
. ein Nachteil nur und erst dann, wenn die bisherige materielle
Rechtslage verschlechtert würde. Bereits seit dem Inkraft-
treten des PostStruktG befinden sich allerdings Alt-.Benut-
zer" in denjenigen Bereichen, in denen aus Monopol- Wettbe-
werbsdienste wurden«, in einer gegenüber Neu-.Kunden"
ungünstigeren Lage. Diese können sich ohne weiteres für den
Vertragsabschluß mit einem (billigeren?) privaten Konkurren-
ten der DBP entscheiden. Bestehende Dauerbenutzungsver-
hältnisse hingegen müßten erst gekündigt werden , was allein
kraft des ungeschriebenen, aber allgemein anerkannten
.wichtigen Grundes" Aussicht auf Erfolg verspricht" . Selbst
wenn dessen Konturen durch die Judikate zu anderen länger-
fristig konzipierten Schuldverhältnissen ziemlich klar um-
schrieben sein mögen" , so bleibt doch eine gewisse Rechts-
unsicherheit, ob derartiges Benutzerverhalten ohne weiteres
hingenommen oder ob nicht die DBP-Unternehmen, an ihrer
Spitze TELEKOM, auf (vorerst) ausschließliche Abwicklung
nach Maßgabe etwa der TKO bestehen würden/müßten" .
Zumindest sind ja die einzelnen Rechtsfolgen einer Kündi-
gungserklärung aus Anlaß der Änderung der Rechtslage nicht
näher normiert.
2. Es bestärkt sich so der Eindruck, das PostStruktG sei denn
doch vielfach mit allzu heißer Nadel gestrickt worden'"; mehr
Weile hätte die Reform kaum vereitelt , sondern zu größerer
(handwerklicher) Solidität geführt , von der ihr Erfolg nicht zum
mindesten abhängt.
<01 Nicht überzeug end VG DOsseldot1. 11. 8. 1989 (15 K 5288188) und 5.9 .
1989 (15 K 476ll188).
..... Zur Lockerung des Fem meldemonopols jüngst Ladeur, CR 1989 . S.514ft.;
Fangmann, CA 1989. 5 . 647ff.; HustadtiBach. DuR 1989. 5 . 294ff .: 5.8.
die Konzeptionder Bunde sregierung zur Neuordnung des Telekommunika-
tionsmarktes. BT-Crs . 1112855 vom 2. 9.1988.
ot5 Vgl. nur EsserlSchmidt. Schuldrecht Vl (51975) , 5 .2311; Krause,
WdStRL 45 (1987), S. 212 (24Of.).
..e Dazu PaJandt(IPvtzoJ. aaO.•§ 6261Anm.4: (n hom ssJ, § 7231Anm. 1b)
47) Telekommunikationsordnung vom 16. 7. 1987 (8GB!. I, 1761), mehrf.
ge llnd.; dort: §§ 396ff. i.V. m. §§ 4,361 ff.
Im Unterschied zu anderen hat diese BenutzungSOfdnung das Teilnehmer-
verhattni s expliZit OftentlictHechtlich ausgestalt et (Brinckmann, CR 1989,
S. 186 (ft.); Hefekauser. Jahrb. DBP 1988 , 5 .267(2731.); s. die Definition in
§361 TKO) . Zur Beend igung Brinckmann. CA 1989. 5 . 478 (480ft.). BT·
Crs. 11/4316 (AusschuB-Bericht) stellt insofern led iglich klar. daß die ÄI"ld&-
rung der Rechtsform alle in dem Kunden noch kein Rech t zur außerorde nt-
lichen KOndigung gebe (aaO, 87).
..e S. speziell zur POSTBAN K bereits Gram/ich, WM 1989, S. 973 " . Vgl. auch
StoIJberg, in: Das Deutsche Bundesrecht (Komm. zum PostVerfG ). Weitere
kurze Beitrage hierzu von Zuck, MDA 1989, S.n9f., und von Schatz·
schne ider, NJW 1989, 5 . 237 1ff .
